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Bekanntgabe 

an die Verbandsversammlung des Planungsverbandes Lappwaldsee 

 

 

 Gesamtprotokoll Abstimmung mit Behörden  
 
 
Im vergangen und Anfang diesen Jahres führten Vertreter des Planungsverbandes 

Lappwaldsee mit diversen Behörden Gespräche zur Bestandsaufnahme des Lappwaldsees 

mit dem Ziel, die künftigen Planungen und damit zusammenhängenden Aufgaben gemeinde- 

und ländergrenzenübergreifend abzustimmen.   

Die wesentlichen Inhalte und Gesprächsergebnisse aller Behördentermine wurden in dem 

anliegendem „Gesamtprotokoll Behördentermine Planungsverband Lappwaldsee (PlV) 

2019/2020“ zusammengefasst. Das Gesamtprotokoll ist von allen Beteiligten bestätigt 

worden. Es beschreibt die Aufgabenstellungen für die nächsten Jahre. Das Gesamtprotokoll 

ist von allen Beteiligten bestätigt worden.  

 
 
 
 
 
gez. Henning Konrad O t t o 
 

     Henning Konrad O t t o 
     (Verbandsgeschäftsführer) 
 
 
 
 
     Anlage 
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Helmstedter Revier 

Entwicklung einer Revier- und Seenlandschaft 

hier: Entwicklung des Lappwaldsees 

 

 

Ganzheitliche Entwicklung des Helmstedter Reviers 

Das Helmstedter Revier mit den ehemaligen Tagebauen Helmstedt/Wulfersdorf, Treue, 

Schöningen und Alversdorf befindet sich seit Jahren in der Phase der bergbaulichen 

Rekultivierung. Die Kohleförderung wurde am 30.08.2016 eingestellt und das einzig 

verbliebene, wenngleich sehr moderne Kraftwerk Buschhaus wenige Tage später in eine 

Sicherheitsreserve überführt. In diesem Jahr erfolgt die endgültige Stilllegung des 

Kraftwerkes, die das Ende einer über 150-jährigen Bergbaugeschichte markiert. 

Damit einher geht der Strukturwandel in der Region. Das BIP pro Kopf liegt im Landkreis 

Helmstedt seit Jahren unter dem Bundes- und Landesdurchschnitt. Die umliegenden 

Oberzentren und die Automobilindustrie bilden derzeit die einzige wirtschaftliche Grundlage 

dieses kleinsten der deutschen Braunkohlereviere. Ohne Hilfe von außen wird es dem 

Landkreis Helmstedt aus eigener Kraft kaum möglich sein, den Strukturwandel erfolgreich zu 

bewältigen. Mit dem Strukturhilfegesetz im Zusammenhang mit dem Ausstieg Deutschlands 

aus der Kohleförderung sollen für den Landkreis Helmstedt staatliche Fördermittel in naher 

Zukunft bereitstehen. Der Landkreis will mit seinen Kommunen diese Mittel einsetzen, um 

zukunftsträchtige Arbeits- und Ausbildungsplätze entstehen zu lassen und dadurch eine 

neue eigene wirtschaftliche Basis zu schaffen. 

Zur Bewältigung dieser Aufgabe soll in 2020 eine gemeinsame 

Wirtschaftsentwicklungsgesellschaft gegründet werden, der neben dem Landkreis alle 

kreisangehörigen Kommunen angehören. 

Um die Bauleitplanung im Revier für die gewerblich nutzbaren Bereiche 

gemeindeübergreifend vornehmen zu können haben die Städte Helmstedt und Schöningen 

den Planungsverband Buschhaus (PVB) gegründet. Der PVB verantwortet ab Juni 2020 die 

Überplanung von gewerblich und industriell nutzbaren Flächen in einer Größe von 300 ha 

(netto). 
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Besonderes Merkmal des Helmstedter Revieres ist jedoch seine länderübergreifende Lage. 

Mit dem in der ehemaligen Helmstedter (Landkreis Helmstedt, Niedersachsen) und der 

Harbker/Wulfersdorfer Grube (Landkreis Börde, Sachsen-Anhalt) entstehenden 

Lappwaldsee als Teil einer ganzen Seenlandschaft besteht die Aussicht, am ehemaligen 

„Eisernen Vorhang“, der Deutschland und Europa für Jahrzehnte geteilt hat, und parallel mit 

dem „Grünen Band“ in den nächsten Jahren eine Landschaft zu entwickeln, die Narben 

schließt. 

Bergbau und Grenzziehung haben unweigerlich Verwüstungen und einschneidende 

Veränderungen hinterlassen, die noch fortwirken. Für die hier lebenden Menschen und auch 

für Besucher aus den nahen Großstädten Braunschweig, Magdeburg und Wolfsburg soll die 

Rekultivierung eine Landschaft hervorbringen, die eine lebenswerte Umgebung gewährleistet 

und insbesondere auch eine Naherholungsfunktion erfüllt. Aufgrund seiner Lage am „Grünen 

Band“ und der Nähe zur Gedenkstätte Deutsche Teilung Marienborn und dem 

Grenzdenkmal Hötensleben sowie dem Landesmuseum Paläon hat die Seenlandschaft des 

Helmstedter Reviers aber auch das Potential, zukünftig Touristen zu begeistern. Hierbei ist 

beachtlich, dass etwa 2,5 Millionen Menschen den Lappwaldsee von ihrem Wohnort aus 

aufgrund der guten Anbindung mit Bahn und Kraftfahrzeug innerhalb einer Stunde erreichen 

können. 

Mit dem Ziel, diese Chance Wirklichkeit werden zu lassen haben die Gemeinde Harbke und 
die Stadt Helmstedt bereits 2019 den ländergrenzenübergreifenden Planungsverband 
Lappwaldsee (PVL) gegründet. Die Planungshoheit des Verbandes erstreckt sich auf eine 
Fläche von rund 10,8 km2. Knapp 2/3 der Fläche liegen auf dem Gebiet der Gemeinde 
Harbke (Landkreis Börde, Sachsen-Anhalt).  

 
Lappwaldsee 
Die hiesige Wirtschaft wurde in den vergangenen Jahrzehnten vom Kohleabbau und der 
Energiegewinnung dominiert. Diese Reviertradition ist nun Geschichte und hinterlässt den 
Gemeinden neben der Herausforderung des wirtschaftlichen Strukturwandels den aus den 
ehemaligen Braunkohletagebauen Helmstedt und Wulfersdorf entstehenden Lappwaldsee.  
 
Neben weiteren kleineren umliegenden Seen wird es sich hierbei um ein länderübergreifendes 
Gewässer handeln, dessen Wasserfläche gut viereinhalb Quadratkilometer groß sein und 
über rund elf Kilometer Uferlänge verfügen wird. Wenigstens 122 Mio cbm Wasser werden 
dieses „Loch“ einst füllen und die max. Tiefe wird jedenfalls 66 m betragen. Damit wird der 
Lappwaldsee der Fläche nach der viertgrößte See in Niedersachsen und in etwa vergleichbar 
sein mit dem Arendsee im nördlichen Sachsen-Anhalt. Bezogen auf die Wassermenge wird 
der Lappwaldsee alle anderen Seen in Niedersachsen und selbst das 
Fassungsvermögen der Rappbodetalsperre im Harz weit übertreffen. 
 
Gemeinsames Ziel der Anrainerkommunen ist daher nicht nur die Anlage eines 
Badegewässers für die hiesige Bevölkerung; wegen der hervorragenden Anbindung an die 
BAB 2 und eine gute Bahnanbindung soll der See vor allem auch für touristisch relevante 
Nutzungen vorbereitet werden und damit einen wirtschaftlichen Beitrag zum Strukturwandel 
leisten. 
 
Jede Folgenutzung des ehemaligen Tagebaugeländes am Lappwaldsee setzt voraus, dass 
bergbautypische Gefahren wie zum Beispiel Rutschungen ausgeschlossen sind sowie eine 
entsprechende Wasserqualität gewährleistet ist. Erst wenn der Planfeststellungsantrag auf 
Herstellung eines Gewässers genehmigt ist, kann das Gelände vollständig aus der 
Bergaufsicht entlassen werden. Der Abschluss des Verfahrens ist Voraussetzung für alle 
Aktivitäten auf dem Seegelände. 
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Aufgrund der bisherigen Feststellungen und Annahmen in der Antragskonferenz vom Juni 
2017 ist davon auszugehen, dass bis zum angestrebten Endwasserstand im Jahr 2032 alle 
Voraussetzungen zur Sicherung und Entwicklung der Flächen in dem Bereich geschaffen sein 
müssen, um eine bestmögliche Nachnutzung der dann ehemaligen Revierlandschaft zu 
gewährleisten und mit abgeschlossener Rekultivierung den See und die angrenzenden 
Uferbereiche umfassend aus dem Bergrecht entlassen zu können. 
 
Grundlage dafür ist ein Masterplan aus dem Jahr 2008. In dem Zusammenhang liegt es im 
Interesse, die Flächen am Lappwaldsee nicht zu zerstückeln, sondern einheitlich zu 
entwickeln, um sie auch gezielt vermarkten zu können.  
 

 
Planungsverband Lappwaldsee (PVL)   
 
Auf der Grundlage des „Staatsvertrages zwischen dem Land Sachsen-Anhalt und dem Land 
Niedersachsen über die grenzüberschreitende kommunale Zusammenarbeit in 
Zweckverbänden und durch Zweckvereinbarungen“ vom 15. August 1996 haben die 
Gemeinde Harbke und die Stadt Helmstedt den PVL gebildet, der seit dem 27.04.2019  die 
kommunale Planungshoheit gemäß § 205 BauGB wahrnimmt.  
 
Der PVL hat seinen Sitz in Helmstedt und ist eine Körperschaft des öffentlichen Rechts ohne 
Gebietshoheit. Organe des Planungsverbandes sind die Verbandsversammlung und der 
Verbandsgeschäftsführer.  

 

Aufgaben des PVL 

§ 3 (1) Verbandsordnung des PVL  

„Hauptaufgabe des Planungsverbandes ist es, innerhalb seines räumlichen 
Wirkungsbereiches die planerischen Voraussetzungen zu schaffen, damit aus der 
Tagebergbaulandschaft ein Tourismus- und Feriengebiet von überregionaler Ausstrahlung mit 
allen dafür erforderlichen und geeigneten Maßnahmen, Einrichtungen und Anlagen entwickelt 
werden kann. Dabei stützt sich der Verband auf den fortzuschreibenden „Masterplan 
Helmstedt-Harbke See“ aus dem Jahr 2008 und berücksichtigt die bergrechtlichen 
Feststellungen der Genehmigungs- und Aufsichtsbehörden.“ 

 

Fortschreibung des Masterplanes Helmstedt-Harbke See 

Der Masterplan beinhaltet zukünftige Nachnutzungsoptionen des länderübergreifenden 

Sees, die es nun fortzuschreiben und mit den Rekultivierungsmaßnahmen der Bergbauträger 

abzustimmen gilt. Zielstellung des Planungsverbandes ist es, die Rekultivierungsplanung mit 

der kommunalen Bauleitplanung optimal zu verschränken, um Synergien zu nutzen. 

Hierunter fallen insbesondere auch die Nachnutzbarkeit von Wirtschaftswegen bzw. die 

Neuanlage eines Uferweges sowie eines Panormaweges um den See.  

Mit der Ausweisung des ehemaligen „Eisernen Vorhangs“ als „Grünes Band“ durch das Land 

Sachsen-Anhalt gewinnt die Planung seit November 2019 zusätzlich an Bedeutung. 
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        PLANUNGSVERBAND LAPPWALDSEE  

Planungsverband Lappwaldsee ▪ Markt 1 ▪ 38350 Helmstedt 

 
Gesamtprotokoll 

   Behördentermine Planungsverband Lappwaldsee (PlV) 
                                         2019/2020 
 
Mit Schreiben vom 02.07.2019 wurden die mit dem Lappwaldsee befassten Behörden über 

die Gründung des Planungsverbandes informiert und um Benennung von dortigen 

Ansprechpartnern für künftige Abstimmungen gebeten. Vertreter des PVL 

(Verbandsgeschäftsführer Henning Konrad Otto, Andreas Bittner und Anja Kremling-Schulz) 

führten daraufhin mit folgenden Behörden Gespräche mit dem Ziel, eine Bestandsaufnahme 

zu machen und die zukünftigen Planungen und damit zusammenhängenden Aufgaben 

gemeinde- und ländergrenzenübergreifend abzustimmen:   

 Landesamt für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) Clausthal Zellerfeld, 

Gespräch am 21.10.2019 

 Regionalverband Großraum Braunschweig (RGB), 

Gespräch am 22.10.2019 

 Landesamt für Geologie und Bergwesen Sachsen-Anhalt (LAGB), 

Gespräch am 23.10.2019 

 Lausitzer und Mitteldeutsche Bergbau-Verwaltungsgesellschaft mbH (LMBV), 

Gespräch am 23.10.2019  

 Nds. Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz (Nds. MU), 

Gespräch am 28.10.2019 

 Nds. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und Digitalisierung (Nds. MW, 

Gespräch am 28.10.2019 

 Planungsgemeinschaft Magdeburg (PG MD), 

Gespräch am 21.11.2019 

 Landkreis Börde (BK), 

Gespräch am 25.11.2019 

 Landesverwaltungsamt Halle (LVwA), 

Gespräch am 05.12.2019  

 Helmstedter Revier GmbH (HSR), 

Gespräch am 08.01.2020 

 Amt für regionale Landesentwicklung Braunschweig (ARL), 

Gespräch am 29.01.2010 

 Ministerium für Umwelt, Landwirtschaft u. Energie des Landes Sachsen-Anhalt (MU 

LSA), 

Gespräch am 12.02.2020 

 Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft und Digitalisierung des Landes  

Sachsen-Anhalt (MW LSA), Gespräch am 26.02.2020 
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Von allen Gesprächsterminen wurden einvernehmlich Protokolle gefertigt. Die wesentlichen 

Inhalte und Gesprächsergebnisse wurden in dem nachfolgenden „Gesamtprotokoll“ 

zusammengefasst, welches den Bergbauunterhemen, den Behörden sowie den Mitgliedern 

des PVL zur Verfügung gestellt wird. Dieses Protokoll beschreibt die Aufgabenstellungen für 

die nächsten Jahre. 

 

 

Gesamtprotokoll- Inhaltsübersicht 

1. Berg-/wasserrechtliches Verfahren, Abstimmung aller Verfahren ................................... 7 

2. Bauleitplanung und Bebaubarkeit ................................................................................... 8 

3. Flächen(teil-)entlassungen aus der Bergaufsicht ............................................................ 9 

4. Wegesystem ..................................................................................................................10 

5. Endwasserstand / notwendige Zwangswasserhaltung / Ewigkeitskosten / 

Variantenprüfung ...........................................................................................................10 

6. Steigerung der Wasserqualität / Wasserzufuhr  

(u.a. Tiefbrunnen Kraftwerk Buschhaus) ........................................................................11 

7. RODOSAN-Verfahren des Fraunhofer-Instituts für Keramische Technologien und 

Systeme (IKTS Dresden) – Förderantrag Innovationsfond Niedersachsen ....................11 

8. Verbesserung der Uferstruktur .......................................................................................12 

9. Bereich Harbke – Glüsig ................................................................................................12 

10. Wulfersdorf-Waldumwandlung .......................................................................................12 

11. Jährlicher Erlebnistag Lappwaldsee ..............................................................................12 

12. Gesamte Teilraumbetrachtungen ..................................................................................13 

13. Weitere Verfahrensschritte ............................................................................................14 
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Berg-/wasserrechtliches Verfahren, Abstimmung aller Verfahren 
 

Die verfahrenstechnischen Inkongruenzen bei den in beiden Bundesländern 

unterschiedlichen Verfahrensabläufen führen zu zeitlichen wie auch inhaltlich schwer 

abzustimmenden Hindernissen. Dies gilt es zu klären und wenn möglich effektiver zu 

handhaben.  

 

Sachsen-Anhalt 

In Sachsen-Anhalt regeln Abschlussbetriebspläne sowohl bergrechtliche als auch 

wasserrechtliche Festlegungen der Rekultivierung  

Dem LAGB liegt ein Abschlussbetriebsplan der LMBV aus dem Jahr 1992 vor, der im 

Rahmen des Einigungsvertrages übergeleitet wurde. Zuletzt wurde dessen 70. Ergänzung 

(Jahresplanung 2019) zugelassen.  

Alle im Tagebau Wulfersdorf durchgeführten und noch durchzuführenden Arbeiten und 

Maßnahmen erfolgen auf Grundlage dieses Betriebsplanes bzw. dessen Ergänzungen und 

Änderungen.  

Im Hinblick auf die Gewässerherstellung besteht im Land Sachsen-Anhalt auf Grundlage der 

im Einigungsvertrag enthaltenen Regelungen zur Anwendbarkeit der bergrechtlichen 

Planfeststellungsbedürftigkeit Bestandsschutz. Eines bergrechtlichen 

Planfeststellungsverfahrens bedarf es hierfür in Sachsen-Anhalt daher nicht.  

Soweit die zuständige sachsen-anhaltinische Wasserbehörde auf ein wasserrechtliches 

Planfeststellungsverfahren abstellt, wird dieses entsprechend der „Vereinbarung zwischen 

dem Bergamt Goslar/Oberbergamt in Clausthal-Zellerfeld und dem Bergamt 

Halle/Regierungspräsidium Magdeburg“ aus dem Jahr 2001 (Anm.: Inzwischen LBEG und 

LAGB/Landesverwaltungsamt) federführend durch das LBEG im Rahmen eines 

bergrechtlichen Planfeststellungsverfahrens mit abgehandelt.   

 

Niedersachsen 

In Niedersachsen erfolgt das Verfahren zur Rekultivierung in zwei aufeinander 

folgenden, getrennten Schritten: 

 

1) Planfeststellungsverfahren zur Herstellung eines Gewässers (bezieht sich nur auf 

wasserrechtliche Regelungen, umfasst die Uferlinie + 10 m) mit abschließendem 

Rahmenbetriebsplan. 

 

Nach Genehmigung dieses Rahmenbetriebsplanes zur Herstellung eines Gewässers folgt 

der 

 

2) bergrechtliche Abschlussbetriebsplan (Regelung für die an den See angrenzenden 

Flächen ab 10 m nach Uferlinie) 
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Die HSR und die LMBV werden im Jahr 2022 die vollständigen und abgestimmten 

Antragsunterlagen für die Durchführung des Planfeststellungsverfahrens zur Herstellung 

eines Gewässers (Rahmenbetriebsplan) fertiggestellt haben und beim LBEG einreichen. Da 

das Planfeststellungsverfahren nur die Fläche des Gewässers sowie weitere 10 Meter ab der 

Uferlinie betrachten werde, weist der PVL darauf hin, dass ein Uferweg für die 

Bewirtschaftung und spätere Nutzung erforderlich ist, der in diesem Verfahren festzustellen 

sein wird. 

Sobald das Planfeststellungsverfahren abgeschlossen ist soll für die sich daran 

anschließenden Flächen (ab 10 Meter von der Uferlinie) der Abschlussbetriebsplan beim 

LBEG eingereicht werden (etwa 2025). Hier sind dann weitere Wege (wie der 

Panoramaweg), Bepflanzungen und Nutzungen darzulegen. Um die Kosten für die späteren 

Wegeanlagen in Grenzen zu halten, wollen alle Beteiligten anstreben, dass die 

Bergbauträger im Planverfahren das Wegesystem den späteren Nachnutzungsvorstellungen 

des PVL entsprechend abgestimmt einbringen, damit der künftige Träger die Wege 

übernehmen und möglichst nur noch bei Bedarf etwa mit einer Asphaltdecke überziehen 

muss. Zu beachten ist hierbei, dass die Erschließung um den See aufgrund der 

Topographie, bis auf Bereiche die unter der Prämisse des Natur-

Landschaftsschutzgedankens entwickelt werden, auf zwei Ebenen erfolgen muss 

(Böschungskante und im Bereich der Uferlinie) und dass diese Rundwege verbunden 

werden müssen. 

 

Bauleitplanung und Bebaubarkeit 
 

Hauptaufgabe des PVL ist es, die im Masterplan „Helmstedt-Harbke See“ aus dem Jahr 

2008 grundsätzlich dargelegten Nachnutzungsoptionen für den ehemaligen 

länderübergreifenden Tagebaubereich fortzuschreiben und ggf. auch umzusetzen. Hierfür 

wird der PVL eine verbindliche Bauleitplanung für den Lappwaldsee und die angrenzenden 

Flächen um den See erstellen und fortschreiben.  

Die Verbandsgemeinde Obere Aller hat ihren Flächennutzungsplan Ende 2019 zur 

Genehmigung einreicht (Stand 05/2020: wird bearbeitet, Frist für Bearbeitung wurde auf 

Ende Juni 2020 verlängert), der die Planungsabsichten des PVL berücksichtigt und 

ermöglicht. In Helmstedt findet derzeit das Verfahren zur Änderung des F-Planes in diesem 

Bereich parallel zur Aufstellung des B-Planes durch den PVL statt. Ende 2020 sollten alle 

Verfahren abgeschlossen werden können und dann eine wirksame Grundlage bieten, die 

kommunalen Planungsabsichten trotz des noch herrschenden Bergrechts sichern zu können. 

 

Der PVL konzentriert sich dabei auf die frühzeitige Schaffung des Baurechts und eine 

öffentliche Erschließung des gesamten Sees. Für die weitere Entwicklung von Teilbereichen 

und Einzelfunktionen sollen insbesondere auch private Vorhabenträger gewonnen und in die 

Planungen eingebunden werden.      
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Rechtliche Einordnung der verbindlichen Bauleitplanung unter Geltung des 

Bergrechtes   

gemäß Stellungnahme des Nds. Ministerium für Umwelt Energie, Bauen und Klimaschutz (Nds. 

MU), Referat 62 (Städtebau, Bauleitplanung und Baukultur) sowie der Erörterung mit dem Amt 

für regionale Landesentwicklung Braunschweig (ArL) am 29.01.2020 – vorbehaltlich der noch 

ausstehenden Abstimmung mit dem für das Bergrecht zuständigen Nds. MW: 

 

 

 
 

Solange die Abschlussbetriebspläne laufen und die Flächen nicht offiziell aus der Bergaufsicht 
entlassen sind besteht ein Planungsvorbehalt zugunsten des Fachrechts (Bergrecht). Vor 
einer Freigabe kann kein kommunaler Bauleitplan Rechtskraft erlangen. Das Instrument eines 
schwebend unwirksamen B-Plans ist im BauGB nicht vorgesehen. 
 
Die Stadt darf aber bereits jetzt mit der Bauleitplanung beginnen - sie kann z.B. einen 
Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan erwirken (vorher oder parallel muss auch 
der Flächennutzungsplan geändert, bzw. erweitert werden).  
 
Der Aufstellungsbeschluss ermöglicht die Anwendung der Plansicherungsinstrumente der 
Veränderungssperre (§16 BauGB) oder der Zurückstellung von Baugesuchen (§15 BauGB) 
Beide gelten jedoch nur zeitlich begrenzt (2 Jahre, ggfs. einmalige, im Notfall zweimalige 
Verlängerung). Betrachtet man den Planungshorizont (2030) sind sie nicht wirklich geeignet. 
 
Dier Aufstellungsbeschluss eines Bebauungsplans kann aber bereits ein Vorkaufsrecht für 
öffentlichen Flächen begründen. 
 

Eine Bebaubarkeit der Flächen wird erst nach Entlassung der (Teil-) Flächen aus dem 

Bergrecht möglich sein.  

 

Flächen(teil-)entlassungen aus der Bergaufsicht 
 

Um Bereiche am See möglichst nach und nach schon vor endgültiger Entlassung aus der 

Bergaufsicht zu nutzen und dessen Umgestaltung und Anlage frühzeitiger angehen zu 

können, erkundigten sich die Vertreter des PlV nach Möglichkeiten von 

Flächenteilentlassungen aus der Bergaufsicht.  

Das LAGB verweist hierzu auf die rote Linie der LMBV-Karte vom 04.12.2018 (70. 

Ergänzung/aktuelle Arbeitsgrundlage). Lediglich Teile der Hochkippe unterliegen nicht mehr 

dem Bergrecht.  

Aufgrund negativ gemachter Erfahrungen bei der Nachnutzung anderer Tagebauseen stellt 

das LAGB klar, dass es in seinem Zuständigkeitsbereich keinen „Flickenteppich“ zulassen 

werde. Erst wenn alle Maßnahmen des Abschlussbetriebsplanes abgearbeitet sind und eine 

dauerhafte Standsicherheit gewährleistet werden kann, wird das LAGB zusammenhängende 

Teilbereiche aus der Bergaufsicht entlassen und zur Nutzung freigeben. Für das LAGB steht 

der Aspekt der bergbaulichen und öffentlichen Sicherheit im Vordergrund. Im Hinblick auf die 

Wiedernutzbarmachung der bergbaulich in Anspruch genommenen Fläche seien Belange 

des Naturschutzes ein wichtiger Belang. 
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Wegesystem  
 

Da das Planfeststellungsverfahren nur die Fläche des Gewässers sowie weitere 10 Meter ab 

der Uferlinie betrachten wird, ist ein Uferweg für die Bewirtschaftung und späteren Nutzung 

zwingend notwendig. 

Um unnötige Kosten für die späteren Wegeanlagen zu vermeiden wollen alle Beteiligten 

anstreben, dass die Bergbauträger das vorhandene oder für die weiteren Sanierungs- und 

Rekultivierungsarbeiten erforderliche Wegesystem mit dem PVL abstimmen. Die 

Bergbauträger sind im Rahmen ihrer Rekultivierungs- und Sanierungsmaßnahmen nur 

verpflichtet, das Gebiet und Wegesystem zurückzubauen. Ziel soll es jedoch sein, dass der 

künftige Träger die Wege übernehmen kann und möglichst nur noch etwa mit einer 

Asphaltdecke versehen muss. Zu beachten ist hierbei, dass die Erschließung um den See 

aufgrund der Topographie vor Ort auf zwei Ebenen erfolgen muss (Böschungskante und im 

Bereich der Uferlinie). 

Von besonderer Bedeutung und Dringlichkeit ist, dass die konkrete Planung der 

dauerhaften Erschließungs-/Wegeanlagen erst nach Abschluss des wasserrechtlichen 

Verfahrens, d.h. sobald der endgültige Wasserstand definiert ist, erfolgen kann.  

Der PVL bzw. die Kommunen werden daher zeitnah eine Prioritätenliste mit ihren 

Nachnutzungswünschen/-forderungen anlehnend an die im Masterplan dargelegten 

Nachnutzungsoptionen einschließlich Zeitschritten formulieren, damit die Bergbaubetreiber 

diese in ihre Planungen einbringen und berücksichtigen können.  

 

Endwasserstand / Zwangswasserhaltung / Ewigkeitskosten / 

Variantenprüfung  
 

Gegenwärtig füllt sich der See mit Grundwasser und zusätzlich mit Wasser aus 

Tiefenbrunnen des Kraftwerkes Buschhaus. Voraussichtlich 2032 wird der Wasserstand 

nach derzeitigen Berechnungen eine Höhe von 103 Meter über NN erreicht haben, die nach 

dem derzeitigen Planungsstand nicht überschritten werden darf. Die Wasseroberfläche des 

Sees müsste damit dauerhaft künstlich etwa 15 Meter unter dem sich natürlicherweise 

einstellenden Grundwasserstand und somit weit unter der Oberkante des 

Tagebauloches gehalten werden.  

Die LMBV untersucht derzeit im Zuge der Variantenprüfungspflicht eine Bauvorbehaltslinie 

zu definieren, die eine natürliche Entwässerung ohne Hebeanlage über das bereits 

fertiggestellte Mühlbachtal im Süden zulassen würde. Diese könnte lt. LMBV bei 112,5 Meter 

über NN liegen. Da das Heben und Abpumpen des Wassers Ewigkeitskosten erzeugen 

würde seien ggf. langfristig sinnvollere Varianten (z.B. auch eine Freigefälleableitung mittels 

eines Rohrsystemes) kostenmäßig abzuschätzen. Allerdings müssten sämtliche 

Böschungssysteme überprüft werden und ggf. nachgebessert werden.  

Dies würde auch das bereits in groben Zügen bestehende Wirtschaftswegesystem betreffen, 

das dann entsprechend (Panorama – Uferwegpotentiale) neu auszurichten wäre. Kosten für 

diese Variante würden derzeit für den gesamten See ermittelt. Dies bedeutet für die 

Fortschreibung des Masterplanes ebenfalls eine Variantenbetrachtung.  
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Die Anrainerkommunen, der Landkreis Helmstedt und der PVL haben angekündigt, im 

Planfeststellungsverfahren voraussichtlich eine Lösung dieses Problems zu fordern, 

mit der Ewigkeitskosten ausgeschlossenen werden können. 

Das Nds. MU empfiehlt in diesem Zusammenhang eine Tiefenwasserableitung mit Hilfe 

eines Olszewski-Rohres. Hierbei handelt es sich um eine einfache Methode, um Seen vor 

der Eutrophierung oder gar vor dem Umkippen zu bewahren oder eutrophierte Seen zu 

sanieren.     

 

Steigerung der Wasserqualität / Wasserzufuhr (u.a. Tiefbrunnen 

Kraftwerk Buschhaus)  
  

Entgegen der langjährig hingenommenen Annahme, dass sich die erforderliche 
Wasserqualität in den Jahren von selbst einstellen werde bedarf es nach Einschätzung der 
Beteiligten Maßnahmen, um mit Erreichen des geplanten Endwasserstandes überschüssige 
Wassermengen in den Harbker Mühlenbach abschlagen zu können und eine 
Badegewässergüte zu erreichen. 
 
Aus Sicht des PVL sollte daher auch nach Stilllegung des Kraftwerkes Buschhaus der 

Lappwaldsee mit dem qualitativ guten Wasser aus den Tiefbrunnen des Kraftwerkes 

geflutet werden.  

Im Ergebnis der weiteren internen hydrologischen Bewertungen zu Entwässerung und 

Flutung sowie nach Abstimmung mit LMBV und dem LBEG wird die HSR den PVL über das 

Ergebnis unterrichten. 

Zusätzlich sollten die bekannten oder neue Verfahren (z.B. RODOSAN) zur ph-Wert-

Anhebung des nach wie vor sehr sauren Wassers im Lappwaldsee genutzt werden, um die 

erforderliche Gewässergüte innerhalb der nächsten zehn Jahre zuverlässig herstellen zu 

können. 

 

RODOSAN-Verfahren des Fraunhofer-Instituts für Keramische 

Technologien und Systeme (IKTS Dresden)  

 
Das vom Fraunhofer-Institut für Keramische Technologien und Systeme (IKTS Dresden) 
entwickelte RODOSAN-Verfahren zur elektrochemischen Sulfatabtrennung aus 
Bergbauwässern könnte ein geeignetes Verfahren für den Lappwaldsee darstellen. Das 
IKTS beabsichtigt eine Weiterentwicklung des Verfahrens für verschiedenste 
Anwendungsbereiche bergbaubedingter Wasserbelastungen. Die MIBRAG-Gruppe (HSR) 
schätzt es als vorteilhaft ein, bei diesem Vorhaben beteiligt zu sein. 
 
Das Nds. MU hat gegenüber dem Nds. MW darauf hingewiesen, dass mit dem RODOSAN-
Verfahren für den Lappwaldsee ein interessantes Projekt vorliegt. Der PlV, die Helmstedter 
Revier GmbH und die IKTS Dresden setzen die Gespräche zu dem Verfahren fort und 
stimmen die weiteren Schritte hierzu ab.   
 
 

https://de.wikipedia.org/wiki/Eutrophierung
https://de.wikipedia.org/wiki/Umkippen
https://de.wikipedia.org/wiki/Seesanierung
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Nach Aussage des Nds. MU stehen aktuell keine Haushaltsmittel für eine Fortsetzung des 

Nds. Innovationsförderprogramms (IFP) zur Verfügung, über den eine Förderung hierfür in 

Betracht käme. 

 

Verbesserung der Uferstruktur 
 

Das Nds. MU weist auf die Beeinträchtigung der Regenerationsfähigkeit eines stehendes 

Gewässers wie dem Lappwaldsee und seiner Lebensgemeinschaften durch Verarmung der 

Strukturvielfalt als Folge intensiver Nutzungen des Gewässers (z.B. Badenutzung, 

Wassersport), Uferverbau und Eutrophierung hin. Dabei gilt es auch, die daran 

angrenzenden landschaftlichen und -wirtschaftlichen Nutzungen großräumig zu 

beachten. Zur Verbesserung der Uferstruktur siehe Merkblatt (Maßnahmegruppe 2 See). 

Im Zuge der naturräumlichen, ökologischen Entwicklung wird zu einer behutsame, nicht 

durchgängige Wegeführung an der Uferkante geraten.   

 

Bereich Harbke – Glüsig 
 

Nach Aussage des Landkreises Börde ist in dem Bereich Harbke/Glüsig eine modifizierte 

Sanierung, d.h. eine vielgestaltete Landschaft mit naturnahen Elementen wie Geotopen, 

wünschenswert. Da der Masterplan Helmstedt-Harbke dort Freizeitnutzungen und –wohnen 

vorsieht gilt es, beide Belange aufeinander abzustimmen, d.h. „sanfte Erholung“ in dem 

Bereich einzuplanen. Hierüber ist mit der LMBV im Rahmen der weiteren 

Abschlussbetriebsplanungen zu sprechen.            

 

Wulfersdorf-Waldumwandlung 
 

Im Bereich der Wulfersdorfer-Waldumwandlung wird ebenfalls ein hohes touristisches 

Entwicklungspotential insbesondere für die Ortschaft Büddenstedt gesehen.  

 

„FLÖZerfest“ - Jährlicher Erlebnistag Lappwaldsee 
 

Der PVL beabsichtigte, ab 2020 jährlich die Entwicklung des Lappwaldsees an einem festen 

Datum in das Bewusstsein der Öffentlichkeit zu rücken. Dieses „1. FLÖZerfest“ wollte der 

PVL in 2020 anlässlich des 30. Jahrestages der Deutschen Einheit im Bereich des 

ehemaligen Grenzkohlepfeilers am 24.05.2020 durchführen. Wegen der Corona-Pandemie 

ist diese Veranstaltung für 2020 ersatzlos abgesagt worden. Das „1. FLÖZerfest“ soll nun am 

30.05.2021 gemeinsam mit LMBV und HSR sowie den Einwohnern der umliegenden 

Kommunen und interessierten Vereinen und Verbänden der Region begangen werden. 

Dabei soll es eine breite Palette an Angeboten und Aktionen vor Ort geben, die die 

Geschichte des Tagebaus sowie die Entwicklung des Lappwaldsees widerspiegeln und 

Geschmack und Freude auf die in der Zukunft liegenden Nutzungsmöglichkeiten machen. 
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Gesamte Teilraumbetrachtungen  
 

Das MW Sachsen-Anhalt plädiert für die Erstellung von Teilentwicklungsplänen und die 

Umsetzung der darin gesetzten Teilziele. 

Der Regionalverband Großraum Braunschweig empfiehlt, beispielsweise im Rahmen eines 

teilregionalen Entwicklungskonzeptes über den Lappwaldsee hinaus auch den gesamten 

Teilraum zu betrachten, damit die jetzt anstehenden Entwicklungen in den Bereichen 

Lappwaldsee (Naherholung/Tourismus) und Buschhaus (Gewerbe) und die späterhin 

anstehenden Entwicklungen im Bereich Schöningen verträglich und aufeinander abgestimmt 

sind.  

Neben den Lappwaldseeplanungen sind auch die Nachnutzungspläne des Helmstedter 

Regionalmanagements (HRM) für die Flächen im Bereich Buschhaus sowie die ebenfalls 

entstehenden weiteren Seen (Elmsee und Eitzsee) mit in den Fokus zu nehmen.  
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Weitere Verfahrensschritte  
 

Maßnahme Status /  
Forderungen  

Verantwortliche
r 

Plan 

Klärung 
Antragsverfahren und 
Genehmigungsprozess 
Planfeststellungsverfahre
n Lappwaldsee mit dem 
Bergamt 

 HSR, LMBV, 
LBEG 

HSR und LMBV 
haben vor, bis 
zum Jahr 2022 
alle 
Antragsunterlage
n beim LBEG 
einzureichen;  
PFB 2024 

Aufstellung 
Bebauungsplan bis 
unmittelbar vor 
Rechtskraft  

Sicherung des 
kommunalen 
Vorkaufsrechtes 

PVL 2020 

Klärung Endwasserstand Variantenprüfungen  
Zwangswasserhaltung 
Vermeidung von 
Ewigkeitskosten bzw. 
klare Regelungen zum 
Schutz der Kommunen 
falls wirtschaftlich 
unvermeidbar 

HSR, LMBV HSR und LMBV 
haben vor, bis 
zum Jahr 2022 
alle 
Antragsunterlage
n beim LBEG 
einzureichen.  
LBEG prüft es 
ggf. im positiven 
Fall bis ca. 2024 

Klärung der 
wasserrechtlichen 
Situation einschl.  
Wasserqualität  
 

Das limnologisches 
Gutachten liegt vor, 
muss jedoch intern 
noch bewertet werden.  
 
Die hydrologischen 
Untersuchungen laufen 
noch.  
 
RODOSAN-Verfahren 
zur Sulfatabtrennung 
 
Von der Westmulde 
sind für den 
Lappwaldsee keine 
Auswirkungen zu  
erwarten. 

HSR, LMBV kurzfristig 

Flutung  
 
 

Weitere Flutung mit 
Anteilen aus dem 
Tagebau Schöningen- 
Süd u. Tiefbrunnen 
Kraftwerk Buschhaus 

HSR kurzfristig 

Festlegungen zur finalen 
Gestaltung des unter 
Bergaufsicht stehenden 
Gesamtbereiches 

Klärung, ob und welche 
(Teil-) Flächen aus dem 
Bergrecht 
gegebenenfalls 

PVL, LAGB, 
LBEG 
 
 

laufend 
 
 
 



(insbesondere: 
Wegeführungen, 
öffentliche 
Erschließungsanlagen) 
 
 
 

entlassen werden 
können und nutzbar 
sind (kein 
„Flickenteppich“!)  
 
Abstimmung der  noch 
durchzuführenden 
Sanierungsmaßnahme
n der HSR/LMBV auf 
zukünftige (touristische) 
Freizeitnutzungen und 
Freigabe von Flächen 
auch unter Beachtung 
von Belangen des 
Naturschutzes 
 
 
 
 

 
 
 
 
PVL, HSR, 
LMBV  
 

 
 
 
kurzfristig,  
laufend 

    

Ganzheitliche  
Entwicklung 

Die Entwicklungen in 
den Bereichen 
Lappwaldsee (wie auch 
Elmsee und Eitzsee) 
(Naherholung/Tourismu
s) und Buschhaus 
(Industrie-und Gewerbe) 
sind im Rahmen eines 
teilregionalen 
Entwicklungskonzeptes 
verträglich aufeinander 
abzustimmen. 
Erstellung von 
Teilentwicklungsplänen 
und Umsetzung der 
darin gesetzten 
Teilziele. 
 
 

PVL u. PVB, 
HRM, 
PG MD u. RGB 

laufend 

 

Helmstedt, 15.06.2020 

 

gez. Henning Konrad O t t o 

(Henning Konrad O t t o) 

Verbandsgeschäftsführer 

 

Anlage: 

 Lageplan Verbandsgebiet PLV Lappwaldsee 

 Merkblatt „Verbesserung Uferstruktur“  

 



 



 

 

 



 



 

 



 

 



 

 

 

 



 

 


